
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bericht aus der Marburger Stadtverordnetenversammlung vom 30.1.2026 

Letzte Sitzung der Wahlperiode: Viele Themen, klare Konfliktlinien – soziale 
und demokratische Fragen im Mittelpunkt 

Die letzte Sitzung der Marburger Stadtverordnetenversammlung vor der Kommunalwahl 
am 15. März spiegelte noch einmal die gesamte politische Spannbreite der vergangenen 
Wahlperiode wider. Entsprechend umfangreich war die Tagesordnung, entsprechend un-
terschiedlich die behandelten Themen – von Gleichstellungspolitik über Stadtentwicklung 
bis hin zu Demokratiearbeit und sozialen Fragen. 

Vor Sitzungsbeginn machten iranische Aktivist*innen vor dem Saal auf die dramatische 
Lage im Iran aufmerksam und hofften auf ein Signal der Solidarität aus der Stadtverord-
netenversammlung – dieses blieb jedoch aus. Für uns bleibt klar: Wir stehen fest an der 
Seite der unterdrückten Menschen im Iran und der Kurd*innen. Internationale Solidarität 
und der Einsatz für Menschenrechte müssen auch in der Kommunalpolitik sichtbar sein. 

Ausländerbeirat: wichtige Arbeit für eine vielfältige Stadt 

Der Bericht des Ausländerbeirats machte deutlich, wie zentral seine Arbeit für ein solida-
risches, vielfältiges Marburg ist. Gerade in Zeiten zunehmender rassistischer und rechts-
populistischer Stimmungsmache ist diese Arbeit unverzichtbar und verdient breite Unter-
stützung. 

Gleichstellungspolitik bleibt zentrale kommunale Aufgabe 

Ein wichtiger Schwerpunkt der Sitzung war der vierte Marburger Aktionsplan zur Umset-
zung der Europäischen Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern. Fraktions-
übergreifend wurde deutlich: Gleichstellungspolitik darf kein „Nice to have“ sein. Für uns 
als Die Linke ist klar: Gleichstellung und soziale Gerechtigkeit gehören untrennbar zu-
sammen. In der Debatte betonte Miguel Sanchez: „Wir müssen gemeinsam ein Marburg 
aufbauen, das stolz auf seine Vielfalt ist. In einer Zeit, in der das Bild des ‚starken Mannes‘ 
weltweit wieder an Einfluss gewinnt, müssen wir vor Ort zusammenhalten.“ Der Aktions-
plan wurde mit breiter Mehrheit beschlossen. CDU, FDP, BfM und AfD enthielten sich. 

„Bauturbo“: Beschleunigung ohne wirkliche soziale, ökologische Leitplanken 

Kontrovers diskutiert wurde der Grundsatzbeschluss zur Anwendung des sogenannten 
„Bauturbos“. Während SPD und Teile der Koalition das Instrument ausdrücklich begrüß-
ten, überwogen bei vielen Redner*innen die kritischen Stimmen. Für uns machte Renate 
Bastian deutlich: „Der ‘Bauturboʼ hat nicht bei allen den gleichen Enthusiasmus ausgelöst.“ 
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Nach der Parlamentssitzung wurden Renate Bastian 
und Henning Köster (stehend v.l.n.r.), die seit den 
1990er Jahren mit Unterbrechungen Stadtverordnete 
bzw. ehrenamtliches Magistratsmitglied waren, ver-
abschiedet. Fraktionskollegen Jan Schalauske (Mitte, 
stehend) und Miguel Sanchez (davor) und die künfti-
gen Stadtverordneten Leon Böttner (li.), Miriam Stoll 
(2.v.r.)und Greta Grimm (1.v.r.). 

Das zugrundeliegende Gesetz wirft zahlreiche Fragen auf – von der Bürger*innenbeteili-
gung über Klimaschutz bis hin zu sozialer Stadtentwicklung. Auch andere Fraktionen 
warnten davor, Tempo mit guter Planung zu verwechseln oder einen Blankoscheck für 
Investoren auszustellen. Trotz der Kritik wurde der Antrag zum “Bauturboˮ beschlossen. 
Damit erhält der Magistrat zusätzliche Möglichkeiten zur Beschleunigung von Bauvorha-
ben – verbunden mit der Aufgabe, soziale, ökologische und demokratische Standards 
nicht unter die Räder kommen zu lassen. 

Demokratiearbeit und klare Kante gegen Rechts 

Breiten Raum nahm die Debatte um die Unterstützung des „Marburger Netzwerks für 
Demokratie und gegen Rechtsextremismus“ sowie der Bericht zur Umsetzung des städti-
schen Handlungsprogramms für Dialog und Vielfalt ein. Die AfD versuchte erneut, rechts-
extreme Gefahren zu relativieren. Dem wurde entschieden widersprochen. In der Debatte 
wurde klar benannt: Rechtsextremismus ist keine Meinung, sondern eine reale Bedrohung 
für Menschen und Demokratie. Miguel Sanchez betonte unter anderem: „Wir müssen ge-
nau auf das reale Leben schauen und uns daran messen. Antifeminismus ist eines der 
zentralen Probleme unserer Zeit. Errungenschaften, die sicher schienen, müssen wieder 
verteidigt werden.“ Der Antrag zur Unterstützung des Netzwerks wurde mit Mehrheit be-
schlossen. CDU, FDP und BfM enthielten sich, die AfD stimmte dagegen. 

Anträge der Linken: Wohnen und öffentliche Daseinsvorsorge im Mittelpunkt 

Im Zentrum der letzten Stadtverordnetenversammlung der Wahlperiode standen für uns 
erneut die sozialen Fragen der Stadt. Unser Antrag für eine Satzung gegen Leerstand 
wurde in einen Berichtsantrag umgewandelt. Ohne diesen Schritt wäre er vollständig ab-
gelehnt worden. Auch wenn das Ergebnis ein Kompromiss ist, bleibt der politische Druck 

bestehen: Leerstehender Wohnraum 
darf in einer Stadt mit angespanntem 
Wohnungsmarkt kein Dauerzustand 
sein. Unser Antrag zum Erhalt und zur 
gemeinschaftlichen Nutzung 
städtischer Gebäude wurde von der 
Mehrheit abgelehnt. Damit bleibt die 
Gefahr bestehen, dass öffentliche 
Infrastruktur weiter unter 
Privatisierungsdruck gerät. Wir halten 
dagegen: Öffentliche Gebäude 
gehören in öffentliche Hand und 
müssen der Stadtgesellschaft zugute 
kommen. Auch unser Antrag zum 
Marburger Mietennotstand wurde ab-
gelehnt, da formal der Kreis zuständig 
ist. Dies entbindet jedoch die 
Marburger Stadtpolitik nicht, den 
Kampf gegen Mietwucher zu 
unterstützen. Gerade beim 
öffentlichen Zugang zu Informationen 
rund um das Thema Mietwucher 
besteht weiterhin eine Leerstelle: So 
findet man auf der Website der Stadt 
keinerlei Verweise auf den Kreis, oder 
andere Informationen zum Thema 
Mietwucher. Wir stehen klar an der 
Seite der Mieter*innen, die unter 
steigenden Kosten, Verdrängung und 
unfairen Praktiken leiden. 



Abstimmungsverhalten der Fraktion Die Linke: 

Die Linke stimmte den folgenden weiteren Anträgen zu: Kindertagespflegesatzung, zent-
ralen Bauleitplanungen (u. a. Solarpark Cappel, VinziDorf, Messeplatz), dem Hamm-
Brücher-Steg, Umlegungsverfahren, dem Bauturbo, dem Antrag des Kinder- und Jugend-
parlaments, der Einsicht in städtebauliche Verträge, der Umbenennung der „Mordeiche“. 
Die Linke lehnte die folgenden weiteren Anträge ab: die VHS-Gebührenordnung, die Er-
weiterung des Bebauungsplans Frauenbergstraße/Molkereistraße sowie die Kürzungs- 
und Entschädigungsanträge von CDU/FDP/BfM. 

Fazit: Soziale Gerechtigkeit und Demokratie brauchen eine starke Linke 

Diese letzte Sitzung der Wahlperiode hat noch einmal gezeigt, wie viele unterschiedliche 
Themen die Kommunalpolitik prägen – und wie wichtig klare soziale und demokratische 
Positionen sind. Ob Gleichstellung, Wohnen, Stadtentwicklung oder der Kampf gegen 
Rechtsextremismus: Fortschritt kommt nicht von allein. Er muss politisch erstritten wer-
den. Am 15. März entscheidet sich, in welche Richtung sich Marburg weiterentwickelt. 
Wer eine konsequent soziale, solidarische und antifaschistische Politik will, sollte das Ori-
ginal wählen: Die Linke – Liste 12 

Herzliche und solidarische Grüße von der Fraktion Die Linke 

Renate Bastian, Miguel Angel Sanchez Arvelo, Jan Schalauske 


